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Ballons und Gelbwesten: Protestkundgebung gegen die Rentenreform im Februar in Lyon. Foto: Olivier Chassignole (AFP)

Kathrin Müller-Lancé, Paris

Es war ein seltsames Spektakel,
als vor zweiWochen die Debatte
über die Rentenreform in der
Nationalversammlung endete.
MitvorErschöpfungkrächzender
Stimme hielt derArbeitsminister
kurz vorMitternacht seine letzte
Rede. Die Abgeordneten des lin-
ken Nupes-Bündnisses verlies-
sen schimpfend den Saal, einige
stimmten den Gelbwesten-
Protestgesang «On est là» («Wir
sind da») an. Die Abgeordneten
der anderen Fraktionen konter-
ten mit einer Marseillaise.

Es sangen zusammen: Mit-
glieder von Macrons Partei Re-
naissance, von den konservati-
ven Republikanern – und vom
extrem rechten Rassemblement
National (RN). Für einen kurzen
Moment scheint die extreme
Rechte dort angekommen zu
sein, wo sie immer hinwollte:
mitten im politischen Establish-
ment, Seite an Seite mit den an-
deren Parteien.

«Sie ist in allen Köpfen»
Während Frankreich über die
Rente streitet und sich Regie-
rung, Gewerkschaften und die
linke Opposition hart angehen,
scheint vor allem eine Partei zu
profitieren: der Rassemblement
National. «Die leise Eroberung»
titelte das Magazin «L’Obs» vor
kurzem, «Marine Le Pen ist in
allen Köpfen», schrieb die Zei-
tung «Le Monde».

Bei den aufgewühlten Debat-
ten im Parlament fielen die ext-
rem Rechten kaum auf, weder
durch Zwischenrufe im Parla-
ment noch durch Vorschläge in-
haltlicher Art. Trotzdem ist die
Partei beliebter denn je. In einer
Umfrage des Ifop-Instituts kür-

ten die Befragten kürzlichMarine
Le Pen zu der Persönlichkeit, die
den Protest gegen die Renten-
reform am besten verkörpere –
noch vor demAltlinken Jean-Luc
Mélenchon undvor den Gewerk-
schaftsführern. Indem siewenig
tun, scheinenMarine Le Pen und
ihre Partei imMoment viel rich-
tig zu machen.

Dabei ist Le Pens Position
beim Thema Rente längst nicht
so eindeutig wie die ihrer Geg-
ner. Einerseits kritisiert sie die
Reform, will sie im Parlament

blockieren, nennt sie «unge-
recht», «nutzlos» und sogar «so
sadistisch, wie wenn ein Kind
einer Fliege die Flügel ausrupft».
Andererseits weigert sich die
Chefin des Rassemblement Na-
tional, ihreAnhänger zum Streik
oder Protest aufzurufen.

Wenn heute vermutlich wie-
derHunderttausende Französin-
nen und Franzosen nicht zur
Arbeit und stattdessen auf die
Strasse gehen,werdenMarine Le
Pen und ihre Leute nicht dabei
sein. Der Strassenkampf passt
nicht zu dem seriösen Bild, das
die Politikerin inzwischen von
sich und ihrer Partei zeichnen
möchte. Wobei zur Wahrheit
auch gehört, dass Gewerkschaf-
ten und Linke deutlich gemacht
haben, dass die extreme Rechte

bei ihren Protesten gar nicht
erwünscht ist.

«Marine Le Pen denkt schon
jetzt an 2027», sagt der Politik-
wissenschaftler Bruno Cautrès
von der Hochschule SciencesPo
Paris. Dann steht in Frankreich
die nächste Präsidentschafts-
wahl an, und bei der kann Em-
manuel Macron nicht mehr an-
treten. Le PensHerausforderung
sei es, so Cautrès, sich bis dahin
als Kandidatin zu präsentieren,
derman dasAmt zutrauen kann.

Die «Krawattenstrategie»
«Marine Le Pen und ihre Partei
wollen zeigen, dassman sie ernst
nehmen kann, jetzt imParlament
und möglicherweise künftig in
einerRegierung», sagt auch Jean-
Yves Camus, der am Pariser
Institut für internationale und
strategische Beziehungen (Iris)
zumThema Rechtsextremismus
forscht. Seit den Parlaments-
wahlen im vergangenen Jahr ist
der Rassemblement National so
starkwie noch nie.Mit 88 Abge-
ordneten stellt er die grösste
Oppositionsfraktion in derNati-
onalversammlung. Schon lange
arbeitetMarine Le Pen am Image
ihrer Partei. In Paris sprichtman
auch von der «Krawattenstrate-
gie»: Nach der Parlamentswahl
im vergangenen Jahr soll die
Parteichefin ihremännlichenAb-
geordneten angewiesen haben,
sich für den Plenarsaal anstän-
dig anzuziehen.

Während das linke Nupes-
Bündnis die Rentendebatte im
Parlament durch Tausende Än-
derungsanträge blockierte und
etliche Ordnungsrufe kassierte,
hielten sich die Abgeordneten
des Rassemblement National im
Hintergrund. Nur geschmeidig
gaben sich die extrem Rechten

trotzdemnicht. Im Laufe derDe-
batte überraschteMarine Le Pen
mit einem Misstrauensantrag
gegen die Regierung. DerAntrag
scheiterte, nachdem keine an-
dere Fraktion mit den Rechts-
nationalen gestimmt hatte.

RN fordert mehr Kinder
«Marine Le Penmuss das Gleich-
gewicht halten», sagt Camus.
Einerseits müsse sie möglichst
professionell auftreten, anderer-
seits aber auch zeigen, dass sie
denWiderstand derBevölkerung
wahrnimmt und sich der Regie-
rung entgegenstellt. Ein grosser
Teil der RN-Wähler stammt aus
dem Milieu, das bei der Reform
besonders schlecht wegkommt:
Menschen, die früh angefangen
haben zu arbeiten und wenig
verdienen. «Marine Le Penmuss
zeigen, dass sie deren Sorgen
hört. Und gleichzeitig um neue,
bürgerliche Wähler werben»,
sagt Camus.

Dass Marine Le Pens eigene
Vorschläge zur Rentenpolitikwe-
nig beständig sind, scheint ihrer
Beliebtheit nicht zu schaden.
Lange forderte Le Pen die Rück-
kehr zurRentemit 60, imvergan-
genenWahlkampf dann plädierte
sie für einen allgemeinenRenten-
eintritt ab 62 Jahren mit Ausnah-
hmen für alle, die besonders früh
angefangen haben zu arbeiten.
Während das linke Nupes-Bünd-
nis vorschlägt, die Rentenkassen
durch eine höhere Besteuerung
von Unternehmen aufzufüllen,
hält sich der RN mit Gegen-
vorschlägen zurück. Die Beiträge
seinerAbgeordneten in derParla-
mentsdebatte zielten eherauf eine
Forderung,die derRNschon lange
vertritt: dass die Französinnen
und Franzosen mehr Kinder
bekommen sollen.

«Marine Le Pen denkt
schon jetzt an 2027»
Rentenreform in Frankreich Während die Menschen auf die Strasse gehen, bleibt
der Rassemblement National auffällig ruhig. Die Strategie scheint aufzugehen.

Populär: Rechtspopulistin
Marine Le Pen. Foto: AFP

Die türkische Oppositionwar ein
Wochenende lang zerstritten,
gestern fanden die Parteien
überraschend schnellwieder zu-
einander. Sie einigten sich dar-
auf, dass Kemal Kilicdaroglu bei
den Wahlen am 14. Mai als Prä-
sidentschaftskandidat antritt.
Der 74 Jahre alte Chef der säku-
laren CHP, der grössten Opposi-
tionspartei, soll Amtsinhaber
RecepTayyip Erdogan besiegen.
Die populären Oberbürgermeis-
ter von Istanbul und Ankara, so
der Plan, ergänzen ihn als Vize-
präsidenten– fallsdieOpposition
dieWahl gewinnt.

Erst am Freitag hatte sich
Meral Aksenervon der IYI-Partei
aus Protest gegen Kilicdaroglus
Kandidatur aus dem oppositio-
nellen Bündnis zurückgezogen.
Die Partei forderte, dass an sei-
ner Stelle einer der beiden Bür-
germeister antritt. Beide hätten
laut Umfragen bessere Chancen
gegen Erdogan. Eine Wahl zwi-
schen Erdogan und Kilicdaroglu,
so hatte Aksener sich ausge-
drückt, sei eine «zwischen Tod
undMalaria». Nach diesenWor-
tenwar eineVersöhnung schwer
vorstellbar.

Er ist zu links
Die IYI-Vorsitzende Meral Akse-
ner hat Kilicdaroglu immermiss-
traut. Er ist ihr zu links, zudem
gehört er der religiösen Minder-
heit derAleviten an.Auf die Um-
fragenverweisend, bezweifelt sie
seine Chancen auf einen Wahl-
sieg. Früher hat sie das höflicher
ausgedrückt. Die CHP ist unter
Kilicdaroglu zu einerMitte-links-
Partei geworden, die IYI ist noch
immer nationalistisch geprägt,
sie kommt aus derBewegung der
GrauenWölfe.

Die von Aksener bevorzugten
Bürgermeister,MansurYavas aus
Ankara und der IstanbulerEkrem
Imamoglu, sind Mitglieder in
Kilicdaroglus CHP. Am Samstag
zeigten sie sich solidarisch mit
ihremParteichef, fuhren danach
aber zu Aksener, um sie zur
Rückkehr ins Bündnis zu bewe-
gen. Am Montag besuchten die
beiden sie noch einmal, diesmal
ging es um einen Kompromiss:
Kilicdaroglu kandidiert, ernennt
aber die Rathauschefs zu «exe-
kutiven Vizepräsidenten».

Wie kleine Premierminister
Kilicdaroglu dürfte dann zwar als
Präsident auftreten, die Bürger-
meister würden als seine Stell-
vertreter aber die Regierungs-
geschäfte mitbestimmen. Fast
wie kleine Premierminister – das
Amtwill die Opposition ohnehin

wieder einführen. Die Türkei soll
zum parlamentarischen System
zurückkehren. Ihr Amt als Vize-
präsident ist als eineArt Zweitjob
geplant, nebenherwollen die bei-
den weiter ihre Städte regieren.
Darin lag eine der Sorgen der
CHP:HätteetwaEkremImamoglu
als Präsident kandidiert, hätte er
schon imWahlkampf seinAmt als
Oberbürgermeister von Istanbul
aufgeben müssen. Das Stadtpar-
lament, in demErdogansAKPdie
Mehrheit hat, hätte dann seinen
Nachfolger bestimmt.Die grösste
Stadt des Landeswärewiederder
AKP zugefallen.

Gestern Nachmittag ging dann
alles ganz schnell. Erst trafen
sichAksener und Kilicdaroglu in
Ankara und schlossen Frieden,
danach kehrte dieAbtrünnige ins
Bündnis zurück. An den Tisch
der sechs Parteien, aus denen
amWochenende vorübergehend
fünf gewordenwaren. Auf Twit-
ter schrieb einer der Stellvertre-
ter von Aksener, versehen mit
einem Zwinker-Emoji: «Wo wa-
ren wir stehen geblieben?» An-
dere Parteimitglieder von CHP
und IYI, heisst es, löschten
schnell ihre letzten Tweets.Man
warwieder versöhnt.

Populäre Bürgermeister
Die Bürgermeister werden mit
ihrer Popularität schon imWahl-
kampf eine Rolle spielen. Kilic-
daroglu gilt als nicht besonders
mitreissender Redner, er wird
die Bühne oftmitYavas und Ima-
moglu teilen. Man ist jetzt wie-
der ein Team.

Eines ist Recep Tayyip Erdo-
gan in den zwei Jahrzehnten sei-
ner Herrschaft gelungen, daran
hat keine Wirtschaftskrise und
kein Erdbeben etwas geändert:
Die Türkei sortiert sich um ihn
herum.Das gilt für seineAnhän-
ger, aber auch für seine Gegner.
Derbekannte türkische Journalist
Kadri Gürsel hat gerade geschrie-
ben, es gebe in diesem Land kei-
ne grössere politische Bewegung
als den «Anti-Erdoganismus».

Raphael Geiger, Istanbul

Anti-Erdogan-Bündnis
ist wieder vereint
Türkei Die Opposition hat sich auf Kemal
Kilicdaroglu als Kandidaten geeinigt.

Kemal Kilicdaroglu, 74-jähriger
Oppositionsführer. Foto: AFP

Giftanschläge Der iranische Reli-
gionsführerAyatollahAli Khame-
nei hat harte Strafen für die
Verantwortlichen der jüngsten
Vergiftungswelle gefordert. «Die
UrheberdiesesVerbrechensmüs-
sen streng bestraft werden. Es
wird keine Amnestie für solche
Leute geben», sagte der Reli-
gionsführer gestern laut der
Nachrichtenagentur Irna.

«Die Behörden müssen den
Fall der vergifteten Schulkinder
ernsthaft untersuchen», sagte das
Staatsoberhaupt. Khamenei, der

im Iran in allen strategischen
Belangen das letzteWort hat, äus-
serte sich erstmals zu der landes-
weiten Vergiftungswelle. Er be-
zeichnete sie als «unverzeihliches
Verbrechen». Er sagte weiter:
«Die zuständigen Behörden,
Nachrichtendienste und Strafver-
folgungsbehörden sollen die
Ursachen dieses Verbrechens
verfolgen und aufdecken.» Die
ersten Fälle dermysteriösenVer-
giftungen wurden im November
gemeldet.Die Regierung geht von
gezielten Angriffen aus. (SDA)

Vergiftungswelle im Iran:
Religionsführer spricht von Verbrechen
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DerPlan klingt simpel.Unterneh-
men sollen ihreNotstromanlagen
Swissgrid zur Verfügung stellen.
ImFall einerMangellage kanndie
nationaleNetzgesellschaft dieRe-
serve perFernsteuerung abrufen.
Doch das Interesse scheint be-
schränkt.Von den 280Megawatt
Leistung, die das Bundesamt für
Energie (BFE) anpeilt, sind erst
105 zusammen,wie diese Zeitung
unlängst berichtet hat. Das BFE,
dessen obersterChefAlbert Rösti
ist, hat deshalb die Akquirie-
rungsphase umsechsWochenbis
zum 31. März verlängert.

Zwar ist es unwahrscheinlich,
dass es diesen Winter noch zu

Engpässen in der Stromversor-
gung kommt. Doch im nächsten
Winterund indennachfolgenden
besteht dasRisikonachEinschät-
zungdesBFE aufsNeue.DerPlan
einesvirtuellenReservekraftwerks
aus Notstromanlagen bleibt also
aktuell – und wird nun mögli-
cherweise Energieminister Rösti
und seine Kolleginnen und Kol-
legen imBundesrat beschäftigen.

Bundesratsentscheid nötig
Zur Diskussion steht, die Not-
stromanlagenderBundesverwal-
tung oder einenTeil davon in den
Pool einzubinden.DieseAnlagen
sind zwar primär dazu da, das

FunktionierenderBundesverwal-
tung sicherzustellen. Das Bun-
desamt für Bauten und Logistik
(BBL) bestätigt aber,mit demBFE
in Kontakt zu stehen. «Wir prü-
fenderzeit dieRahmenbedingun-
gen,die fürdenEinsatz dieserAn-
lagen zugunsten einer Winter-
stromreserve nötig wären», sagt
Sprecher Jonas Spirig. «Dazu
bräuchte esvoraussichtlich einen
Entscheid des Bundesrats.»

Unterstützung könnte der fe-
derführendeBundesrat Rösti von
den SBB erhalten. Erste Gesprä-
che haben stattgefunden,die SBB
haben offenbar grosses Interes-
se. «Wir streben an, uns imWin-

ter 2024 zu beteiligen», bestätigt
Sprecher Martin Meier. Die SBB
würden so einen Beitrag zurVer-
meidung einerStrommangellage
leisten können.

Keine Hilfe von der Armee
Mit wie vielen Anlagen und wie
viel zurVerfügung gestellterLeis-
tung, ist allerdings noch unklar.
Eine frühere Teilnahme sei nicht
möglich, sagt Meier. Das würden
die bisherigen Abklärungen zei-
gen. Es braucht laut Meier nun
weitere Abklärungen, etwa zur
Frage, wie sich eine Teilnahme
auf die Betriebssicherheit bei den
SBB auswirkt. Zudemseien tech-

nische Vorbereitungen und An-
passungen andenAnlagennötig.

Wie viel Leistung zu den be-
reits gesicherten 105 Megawatt
die Bundesverwaltung und die
SBB zurVerfügung stellen könn-
ten, dazu äussert sich weder das
BBLnochdasBFE.ZumVergleich:
Das temporäre Reservekraftwerk
im aargauischen Birr, das dem
gleichenZweckdientwie dieNot-
stromgruppen,hat 250Megawatt
Leistung.

Sicher keine Hilfe kann Rösti
vom Verteidigungsdepartement
(VBS) von Viola Amherd erwar-
ten.DieArmee verfügt zwar über
Stromgeneratoren, allerdings

ausschliesslich für militärische
Zwecke oderkritische Infrastruk-
turen, etwa militärische Füh-
rungsanlagen. Da sie wichtige
Funktionen fürdie Sicherheit ab-
decken, hat der Bundesrat ihre
Teilnahme an derWinterreserve
grundsätzlich ausgeschlossen.

DieArmeeverfüge nurüber so
viele Generatoren,wie sie für die
Erfüllung des eigenen Auftrags
benötige, sagt VBS-Sprecher Lo-
renz Frischknecht. «Sie ist nicht
darauf ausgerichtet, zivile Behör-
denoderPrivatemit Stromerzeu-
gungsanlagen zu unterstützen.»

Stefan Häne

SBBwollen demBund imNotfall helfen
Energieversorgung Weniger Firmen als erhofft stellen ihre Notstromanlagen bei einer Strommangellage zur Verfügung.

Eva Novak

Schweizer Berufsleute gelten
zwarals überdurchschnittlich gut
ausgebildet. Doch wenn sie sich
für eine Stelle imAusland bewer-
ben,kommen sie oft garnicht erst
in die engereWahl – odermüssen
sichmitwenigerLohnbegnügen.
Das liege am Titel, ist der Berner
SP-Nationalrat Matthias Aebi-
scher überzeugt: Anders als die
Konkurrenz aus demAusland er-
halten hiesige Berufsleute näm-
lich keinenBacheloroderMaster,
wenn sie sich nachderLehrewei-
tergebildet haben.

Für ihren tertiären Abschluss
müssen sie sich mit Ausdrücken
wie diplomierte Pflegefachfrau
HF,diplomierterHotelier-Gastro-
nomHFoderdiplomierteMaschi-
nenbauingenieurinHFbegnügen.
Oder sich mit der Bezeichnung
«Advanced Federal Diploma of
HigherEducation»behelfen,wel-
che das Staatssekretariat für Bil-
dung,Forschung und Innovation
geschaffen hat.Nurwird diese im
Ausland ebenfalls nicht verstan-
den,wie Aebischer sagt.

Hürden im eigenen Land
Mit einerMotion forderte derBer-
nerSozialdemokrat deshalb,dass
auch in der Schweiz die Titel
«Professional Bachelor» und
«Professional Master» vergeben
werden. Deutschland hat das vor
drei Jahren eingeführt für beruf-
liche Abschlüsse, die in etwa den
Schweizer Diplomen der Höhe-
ren Fachschulen entsprechen.
Österreich ist inzwischen gefolgt.

Selbst im eigenen Landhätten
Schweizer Absolventinnen und
Absolventen derhöherenBerufs-
bildung einenNachteil, hatAebi-
scher beobachtet. Der Arbeits-
markt sei internationalisiert, die
HR-AbteilungengrosserKonzerne
und Ketten würden oft von Aus-
ländern geführt: «Ohne den ent-
sprechenden Abschluss laden die
ausländischen HR-Chefs die Be-
werberinnen gar nicht erst zum
Vorstellungsgespräch ein.»

Im Nationalrat hat seine Mo-
tion die Mehrheit zu überzeugt.
Sie kam mit 129 zu 54 Stimmen
klardurchwie selten. ImStände-
rat schien die Sache ebenfalls ge-
laufen: Schliesslich hatte sich die
vorberatende Kommission mit
12 zu null Stimmenbei einerEnt-
haltung dafür ausgesprochen.

Doch dann meldeten sich die
Universitäten und Fachhoch-

schulenmit vehementemWider-
stand zu Wort. Bachelor und
Master seien akademische Titel,
heisst es in einem Schreiben,
das die Dachorganisation der
Schweizer Hochschulen Swiss-
universities denMitgliedern des
Ständerats rechtzeitig zur Bera-
tung derMotion gestern zukom-
men liess. Würden sie auch für
Abschlüsse der Höheren Fach-
schulen verliehen, «gäbe es eine
Vermischung derTitelstrukturen
derBerufsbildung und derHoch-
schulbildung».Das sei insbeson-
dere für die Fachhochschulen ein
Problem, denn deren Bachelor-
undMasterabschlüsse seien «nur
durch eine forschungsbasierte
Ausbildung mit hoher Praxis-
nähe» zu erreichen.

Im Ständerat nahm der
Waadtländer Freisinnige Olivier

Français diesen Faden auf und
beantragte, die Motion abzuleh-
nen. Sekundiert wurde er unter
anderemvon der LuzernerMitte-
Ständerätin Andrea Gmür, die
vor einem «Einheitsbrei» und
einem «Titelwirrwarr» warnte.

«Standespolitischer Neid»
«Der Arbeitsmarkt ist heute
internationalisiert»,hielt dem ihr
St. Galler Parteikollege Benedikt
Würth imNamenderKommission
entgegen.Die geltendenBezeich-
nungen seien nicht mehr zeitge-
mäss undwürden nicht verstan-
den. Es sei eine schleichende
Diskriminierung der Schweizer
AbsolventinnenundAbsolventen
höherer Fachschulen.

Nach einer «achterbahnmäs-
sigen» Redeschlacht, wie es die
Basler Sozialdemokratin Eva

Herzog nannte, bei der die Grä-
benmitten durch die Fraktionen
verliefen, versenkte der Stände-
rat die Motionmit 19 zu 16 Stim-
men bei 6 Enthaltungen. Zur
Freude von Bundesrat Guy Par-
melin, der eineVorlage zumThe-
ma ankündigte, bei der auch die
Einführung des «Professional
Bachelor» geprüft werde.

Gar nicht erfreut war Aebi-
scher. «Dass der Ständerat als

Chambre de Réflexion denNach-
teil für die SchweizerBerufsleute
nicht aufheben will, ist mir
ein Rätsel», sagte er nach verlo-
rener Schlacht.

«Sehr bedauerlich» nannte
GewerbeverbandsdirektorHans-
Ulrich Bigler den Entscheid. Der
Ständerat habe die Chance ver-
passt, zu zeigen, dass auch im
Berufsbereich eine Karriere
möglich sei. «Offensichtlich
wurden die Kantone eingeseift»,
so Bigler. Viele Ständeräte seien
nunmalweitweg von der beruf-
lichenWeiterbildung.

«Das ist nichts anderes als
standespolitischer Neid», lautet
der Kommentar von SP-Doyen
und Bildungsexperte Rudolf
Strahm.Die heutige Situation sei
teilweise absurd: «Hotelfach-
schulen schliessen sichmit dritt-

klassigen privaten Unis in Eng-
land zusammen und können
dann den Titel Bachelor anbie-
ten, während eine Meisterprü-
fung nicht als ‹Professional
Bachelor› bezeichnet werden
darf.»

«Abwertung der Berufe»
DieWirtschaft brauche Leutemit
einerWeiterbildung an einer hö-
heren Fachschule. Das seien die
Fachkräfte, die in den Spitälern
fehlten oder wenn es darum
gehe, Anlagen mit Solarpanels
und Wärmepumpen zu berech-
nen und dann zu installieren.

Für Strahm ist deshalb klar:
«Der Entscheid des Ständerats,
den ‹Professional Bachelor› nicht
einzuführen,wertet diese Berufe
ab und verschärft darum den
Fachkräftemangel.»

Bachelor für Berufsleute abgeschmettert
Fachkräftemangel Der Ständerat hat den «Professional Bachelor» und «Professional Master» vorläufig beerdigt.
Universitäten und Fachhochschulen leisteten erfolgreichWiderstand, um ihre akademischen Titel zu verteidigen.

Einen Professional Master soll es für sie nicht geben: Studierende der Höheren Fachschule Pflege am Zentrum für Ausbildung im Gesundheitswesen des Kantons Zürich. Foto: Keystone

«Der Entscheid
verschärft den
Fachkräftemangel.»

Rudolf Strahm,
SP-Bildungsexperte


